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ZEITGESPRÄCH

Zehn Jahre Sachverständigenrat

Das Gesetz über die Bildung eines Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung wurde vor zehn Jahren verabschiedet. Hat es sich bewährt?

Von der Wirtschaftswissenschaft zur Wirtschaftspolitik

Herbert Giersch, Kiel

W er dem Sachverständigen­
rat von den 9Vz Jahren, die 

dieser existiert, sechs Jahre 
selbst angehört und die ersten 
sechs Jahresgutachten mitzuver­
antworten hat, muß sich, wenn es 
um die Würdigung der Arbeit 
geht, Beschränkungen auferle­
gen. Gleichwohl darf man viel­
leicht sagen,
□  daß sich der Sachverständi­
genrat im Inland, aber auch im 
Ausland, einen Namen gemacht 
hat,
□  daß die Wissenschaft ihn 
ebenso wie die Tagespublizistik 
und die Politik ernst nimmt, das 
Experiment also nicht zum Schei­
tern verurteilt war, wie Skeptiker 
am Anfang prophezeiten, und

□  daß die Wirtschaftspolitik und 
die wirtschaftspolitische Diskus­
sion in der Bundesrepublik, und 
vielleicht sogar auch im Ausland, 
vor allem im Bereich der Wäh-
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rungs- und Einkommenspolitik 
anders gelaufen wären, wenn es 
den Sachverständigenrat in die­
ser Form nicht gegeben hätte.

Politische Unabhängigkeit

Gegenüber dem Council of 
Economic Advisors in den USA 
zeichnet sich der Sachverständi­
genrat von der Konstruktion 
her — ähnlich dem Economic 
Council of Canada — dadurch 
aus, daß ihn der Gesetzgeber 
von der Regierung unabhängig 
gemacht hat. Er ist nicht in der 
mißlichen Situation, eine wahl­
taktisch geformte Politik in der 
Öffentlichkeit propagieren zu 
müssen, und kann sich deshalb, 
auch wenn es für die eine oder 
andere Partei wahrscheinlich un­
bequem erscheint, stets und aus­
schließlich den wissenschaft­
lichen Prinzipien der Wahrheit 
und Klarheit verpflichtet sehen.

Wenn er dies tut, und zwar mit 
Beharrlichkeit, kann er die Ver­
hältnisse im Bereich der Wirt­
schaftspolitik grundlegend än­
dern, und zwar in Richtung auf 
den Typus der offenen Gesell­
schaft.

Konjunkturpolitik in deroffenen 
Gesellschaft muß auf Seelen­
massage (moral suaslon) weit­
gehend und auf Gesundbeterei 
(Zweckprognosen) gänzlich ver­
zichten und sich auf echte Maß­
nahmen (Datenvariation) konzen­
trieren, eine Umstellung, die sich 
erst Ende 1966 vollzogen hat. Die 
„aufgeklärte Marktwirtschaft“ , 
die der offenen Gesellschaft in 
den Grundzügen entspricht, kennt 
allenfalls den Gruppenkonsens 
im Sinne von Verhaltensweisen, 
die deshalb aufeinander abge­
stimmt sind, well sie von ein und 
derselben Diagnose ausgehen 
und auf dieselben Zielgrößen ge­
richtet sind.
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So wurde auch die vom Sach­
verständigenrat angeregte „Kon­
zertierte Ai<tion“ als Instrument 
kollektiver Einsicht aufgegriffen 
und verstanden. In diese Richtung 
mußte die Arbeit des Sachver­
ständigenrates nolens volens wir­
ken, wenigstens temporär, und 
zwar aus folgenden Gründen: 
Einmal hat die Öffentlichkeit die 
Ziele, die dem Rat vorgegeben 
sind, bejaht und Vertrauen in die 
Unabhängigkeit und Objektivität 
seiner Analysen gefaßt. Zum an­
deren war einige Zeit lang das 
Beschäftigungsziel so stark be­
einträchtigt, daß bei den gesell­
schaftlichen Gruppen das ge­
meinsame Interesse vorüber­
gehend stärker war als die Nei­
gung zum Verteilungskampf. 
Schließlich fiel ins Gewicht, daß 
bei festen Wechselkursen die 
Geldpolitik versagt und die Fis- 
kal- und Einkommenspolitik an 
ihre Stelle drängt. Der Sachver­
ständigenrat hat übrigens die 
„Konzertierte Aktion“ niemals 
unbedingt und als Dauereinrich­
tung bejaht.

Fester gesetzlicher Auftrag

Das Korrelat zur Unabhängig­
keit von der Regierung ist die 
Bindung an die gesetzlich fixier­
ten Ziele. Außerhalb dieser Ziele 
ist dem Rat von Staats wegen 
keine Autorität verliehen worden. 
Der Rat ist Gutachter mit festem 
gesetzlichem Auftrag. Der Auftrag 
gibt Pflichten und — im Rahmen 
dieser Pflichten — den Schutz vor 
Angriffen auf seine Unabhängig­
keit. Beides hängt zusammen. 
Erhielte oder nähme sich der 
Sachverständigenrat das Recht, 
die Ziele je nach Lage der Dinge 
oder nach freiem Ermessen ein­
mal so und einmal anders zu 
interpretieren, verlöre er auto­
matisch auch den Schutz, den ihm 
das Gesetz durch die Festlegung 
der Ziele gewährt. Will er seine 
Unabhängigkeit wahren, muß der 
Sachverständigen rat sich darauf 
berufen können, daß seine Aus­
sagen einschließlich der Minder­
heitsvoten durdi den gesetz­
lichen Auftrag voll gedeckt sind.

Deshalb brächte man den 
Sachverständigenrat nur in Ge­
fahr, wollte man sein Mandat 
erweitern. Die Ziele sind ohne­
dies schon für einen Gutachten­
auftrag an ein Gremium von Per­
sonen mit unterschiedlichen Auf­
fassungen und Vorurteilen etwas
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vage; und da sie nicht ohne wei­
teres miteinander kompatibel 
sind, eröffnet sich leicht ein Spiel­
raum für unfalsifizierbare indivi­
duelle Wertungen, das heißt für 
Abweichungen, die nicht in Fak­
ten und Schätzurteilen begrün­
det sind.

Statt die Ziele zu erweitern, 
sollte der Bundestag, wenn er 
sich schon erneut mit der Sache 
befassen wollte, eher Mühe dar­
auf verwenden, quantitative 
Richtgrößen (targets) vorzuge­
ben. Beispiel: Nachdem die Infla­
tionsrate jetzt bei 7®/o liegt, sei 
unter Stabilität des Preisniveaus 
im Sinne des Gesetzes ein all­
mählicher Rückgang auf 1 bis 2 “/o 
(3 bis 4 ®/o) in maximal drei (zwei) 
Jahren zu verstehen, wobei das 
Beschäftigungsvolumen um nicht 
mehr als x "/o sinken dürfte. Damit 
könnte der Sachverständigenrat 
vor politischen Werturteilen, die 
seine Homogenität in Frage stel­
len, bewahrt bleiben. Aber wahr­
scheinlich wäre dann der Bundes­
tag in seiner Urteilskraft überfor­
dert, solange er nicht über einen 
Ausschuß verfügt, der sich mit 
dem Joint Economic Committee 
des Kongresses der Vereinigten 
Staaten vergleichen ließe.

Konkurrenz 
der Forschungsinstitute

Nun steht der Sachverständi­
genrat, was seine Unabhängig­
keit anbelangt, im Wettbewerb 
mit den wirtschaftswissenschaft­
lichen Forschungsinstituten, die 
die halbjährlichen Gemeinschafts­
diagnosen tragen, und es wäre 
sicherlich interessant, einmal ge­
nauer zu untersuchen, welches 
Kapital jede dieser Institutionen 
aus ihrer Unabhängigkeit zu 
machen weiß und wagt. Kriterien 
dafür wären Fälle, in denen 
Richtiges, aber Unpopuläres ge­
sagt wurde, das heißt Richti­
ges, das wahrscheinlich unge­
sagt geblieben wäre, wenn es 
nicht die Unerschrockenheit 
gäbe, zu der die Unabhängigkeit 
ermutigt. Drohungen von Regie­
rungsseite, bestimmte For­
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schungsinstitute sollten, wenn sie 
sich weiteriiin so in Fragen der 
Wirtschaftspolitili einmischten, 
keine öffentlichen Mittel mehr er­
halten, sind ein Indiz dafür, daß 
der Sachverständigenrat auf die­
sem Gebiet kein Monopol hat, 
obwohl die Institute sich nicht im 
Schutze eines spezifischen ge­
setzlichen Auftrags sehen kön­
nen.

Wahrung
persönlicher Unabhängigkeit

Nicht ganz vereinbar mit dem 
Postulat der Unabhängigkeit des 
Sachverständigenrats erscheint 
die Praxis der Bundesregierung, 
zwei der fünf Mitglieder so aus­
zuwählen, daß die Gewerkschaf­
ten auf der einen und die Indu­
strie und die Arbeitgeber auf der 
anderen Seite eine Art Verbin­
dungsmann im Rate haben. Zwar 
ergeben sich daraus Vorteile für 
die Kommunikation nach außen, 
die auf der Hand liegen, aber es 
können im Innenverhältnis auch 
Probleme entstehen, sofern nicht, 
wie es zumindest während mei­
ner Mitgliedschaft immer der Fall 
war, beide Mittelsmänner ihre 
Unabhängigkeit auch nach außen 
zu unterstreichen wissen — eine 
Haltung, die besonders aner­
kannt werden muß, wenn es sich 
um Praktiker handelt, die zu­
gleich im Wirtschaftsleben unmit­
telbar Verantwortung tragen und 
ständig mit Interessenkollisionen 
konfrontiert sind.

Jahresgutachten
und Gemeinschaftsdiagnose

Trotz der Mitwirkung von Prak­
tikern in den ersten sieben Jah­
ren übertreffen die Jahresgut­
achten des Sachverständigenrats 
die halbjährlichen Gemeinschafts­
diagnosen der Forschungsinsti­
tute an analytischem Aufwand 
und an Breite und Tiefe. Wollten 
die Institute hier mithalten, müß­
ten sie wahrscheinlich mit den 
Gemeinschaftsdiagnosen vom 
Halbjahresrhythmus abgehen 
und zusätzlich zu den hauptamt­
lichen Konjunkturforschern Kräfte 
einsetzen, die sich viel stärker

darauf konzentrieren, das Struk­
turmuster, nach dem die west­
deutsche Wirtschaft funktioniert, 
zu erfassen. Außerdem müßte 
eine Stelle vorhanden sein, die 
ständig die Arbeit koordiniert.

Statt in diesem Sinne Doppel­
arbeit zu leisten, scheint mir die 
Aufgabe der Institute in der Zu­
kunft vielmehr darin zu liegen, 
daß sie gemeinsam ein ökono­
metrisches Konjunkturmodell für 
die Bundesrepublik erstellen, das 
sich mit den ökonometrischen 
Modellen in anderen Ländern — 
vor allem in den USA und Groß­
britannien — messen kann. Erst 
nachdem sich ein solches Modell 
bewährt hätte, müßte der Sach­
verständigenrat seine Methoden 
Oberdenken, wenn er nicht ins 
Hintertreffen geraten will. Hin­
sichtlich der Treffsicherheit der 
Prognosen gibt es keine nen­
nenswerten Unterschiede, wenn 
man die Zeitpunkte, zu denen sie 
erstellt werden, berücksichtigt. 
Immerhin haben die Institute dem 
Sachverständigenrat in diesen 
Dingen von Anfang an kooperativ 
zur Seite gestanden.

Freimütige Äußerungen

Fragen muß man sich aller­
dings, ob der Sachverständigen­
rat mit seinen Sondergutachten 
stets rechtzeitig zur Stelle gewe­
sen ist. Hier haben es die Insti­
tute mit ihrer laufenden Konjunk­
turberichterstattung leichter, der 
Entwicklung auf den Fersen zu 
bleiben. Hinzu kommt, daß die 
Wirtschaftspolitik in den letzten 
Jahren — wahrscheinlich auch 
dank der Arbeit des Sachverstän­
digenrats — hellhöriger und sen­
sibler geworden ist. Einige Sätze 
und manchmal nur Andeutungen 
in den Institutsberichten erregen 
heute bisweilen Aufsehen, das, 
wenn dann ein Sondergutachten 
des Sachverständigenrats kommt, 
diesem den Charakter eines 
amtlichen Bestätigungsvermerks 
gibt.

Das Empfehlungsverbot im 
Gesetz hat den Sachverständi­

genrat noch nie daran gehindert, 
sich zur Wirtschaftspolitik ebenso 
freimütig zu äußern, wie die 
Institute es tun. Auch läßt sich 
das Gebot, Alternativen zur 
gleichzeitigen Erreichung der 
großen Ziele aufzuzeigen, nicht 
so leicht erfüllen, weil die Sach­
zwänge oft nur eine einzige Stra­
tegie zulassen und Varianten 
davon meist schon außerhalb der 
vom Gesetz gestellten Frage 
liegen. Die Möglichkeit, daß zwei 
mal zwei viereinhalb oder fünf 
sein könnte, darf der Sachver­
ständigenrat — im Gegensatz zu 
Politikern, die „manchmal fünfe 
gerade“ sein lassen möchten — 
nicht in Betracht ziehen; darüber 
wacht außer dem Gewissen die 
Wirtschaftswissenschaft im In- 
und Ausland.

Politik und Wissenschaft

Zum Abschluß ein Zitat von 
Myrdal, das das Spannungsfeld 
zwischen Politik und Wissen­
schaft, in dem der Sachverständi­
genrat nun einmal steht, plastisch 
beschreibt: „Politiker müssen die 
Neigung entwickeln, intensiv dem 
Augenblick zu leben, und ihre 
Perspektive durch die zufälligen 
Konstellationen der jeweiligen 
Umstände beherrschen lassen. 
Sie haben sorgfältig darauf zu 
achten, daß sie sich nur gering­
fügig über den engen und kurz­
fristigen Gesichtskreis, über die 
populären Aggressionen und 
über die eingefleischten Vor­
urteile der Öffentlichkeit, die 
ihnen die Macht verleiht, erheben, 
im allgemeinen heißt politische 
Führerschaft in einer Demokratie, 
sich am Kopf einer Herde zu hal­
ten, wo immer sie hintreibt. — Die 
Diskussion der Sozialwissen­
schaftler kann ihr Niveau nur hal­
ten und den förderlichen Einfluß 
auf den allgemeinen Trend der 
öffentlichen Meinung nur in dem 
Ausmaß ausüben, in dem sie sich 
faktisch frei fühlen, nur der 
Wahrheit nachzugehen, ohne 
ängstlich öffentlich Beifall zu 
suchen oder den öffentlichen 
Bannfluch zu meiden.“
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Das Vertrauen wurde gerechtfertigt

Ludwig Erhard, Bonn

Die nun zehnjährige Tätigkeit 
des „Sachverständigenrates 

zur Begutachtung der gesamt­
wirtschaftlichen Entwicklung“ 
veranlaßt auch den Wirtschafts­
minister, in dessen Amtszeit das 
Gesetz zur Bildung dieses Rates 
entstand, einige Gedanken für 
eine Zwischenbilanz beizusteu­
ern. Der Sinn einer solchen Bi­
lanz kann nicht darin verstanden 
werden, wieder einmal die un­
zweifelhaft hohe wissenschaft­
liche Reputation der IVlitglieder 
des Sachverständigenrates her­
vorzuheben. Und es kommt auch 
nicht darauf an, die schon in 
ihrer Quantität beeindruckende 
Leistung des Sachverständigen­
rates zu würdigen; Neben neun 
Jahresgutachten besteht das 
Werk aus verschiedenen Son­
dergutachten und vielen inter- 
pretativen Erörterungen.

Die Frage, die zu beantwor­
ten mir wichtig erscheint, ist die 
nach der Bedeutung des Sach­
verständigenrates für die prak­
tische Wirtschaftspolitik. Mir ist 
bewußt, daß ich damit eine 
Frage aufgreife, die in ihrer all­
gemeinen Form schon mehrfach 
erörtert, freilich niemals endgül­
tig beantwortet worden ist: Wie 
sollte sich das Verhältnis zwi­
schen theoretischer Wissen­
schaft und praktischer Politik 
gestalten?

Objektivierung der Disicussion

Die Frage nach dem Beitrag 
des Sachverständigenrates zur 
praktischen Wirtschaftspolitik 
zerfällt sogleich in verschiedene 
Teilfragen. Zunächst stellt sich

die Frage, welche positiven Ent­
wicklungen in der praktischen 
Wirtschaftspolitik der Sachver­
ständigenrat begründet oder be­
günstigt hat. Eng verbunden da­
mit ist die Frage, welche negati­
ven Tendenzen in der prakti­
schen Wirtschaftspolitik durch 
den Sachverständigenrat blok- 
kiert oder wenigstens abge­
bremst wurden.

Bei der großen Beachtung, die 
die Aussagen des Sachverstän­
digenrates in der Öffentlichkeit 
regelmäßig finden, kann es aber 
nicht dabei bleiben, nur die Ak­
tivseite der Bilanz auszufüllen. 
Wenn das Bemühen, eine Bilanz 
aufzustellen, ernst genommen 
wird und wenn eine solche Bi­
lanz als Basis für die zukünftig 
zu leistende Arbeit und deren 
Verbesserung überhaupt taugen 
soll, dann müssen auch die Pas­
sivposten in dieser Bilanz auf­
geführt werden. Hierzu ist die 
Frage zu beantworten, welche 
Bestrebungen, Neigungen und 
Wandlungen der Sachverständi­
genrat initiiert und verteidigt 
hat, die sich heute kaum noch 
nur positiv beurteilen lassen.

Ohne Zweifel geht es auf das 
Wirken des Sachverständigen­
rates zurück, daß manche vom 
Standpunkt des Wirtschaftspoli­
tikers erforderliche Entschei­
dung aus einer allzu scharfen 
Auseinandersetzung der ver­
schiedenen betroffenen Interes­
senten herausgehalten worden 
ist. Diese höhere Objektivierung 
der wirtschaftspolitischen Dis­
kussion erreicht zu haben, ist 
ein hervorragendes Ergebnis der

Tätigkeit des Sachverständigen­
rates. Es steht in seiner Bedeu­
tung aber nicht allein. Obzwar 
der Sachverständigenrat aus­
drücklich und wohlweislich dar­
auf festgelegt wurde, sich jegli­
cher wirtschaftspolitischer Emp­
fehlung zu enthalten, war das 
Aufzeigen von Entscheidungs­
notwendigkeiten insbesondere 
in den Sondergutachten gleich­
wohl vertretbar.

Aufzeigen von Alternativen

Der Sachverständigenrat hat 
sich gerade in solchen Gutach­
ten immer bemüht, möglichst 
viele der erkennbaren Entschei­
dungsalternativen zu prüfen und 
deren jeweilige Wirkungen auf- 
zuzeigen. Die Illusion einer 
allein richtigen Wirtschaftspolitik 
und die Idee von der Patentlö­
sung hat der Sachverständigen­
rat jedenfalls nie gehegt. Das 
anfängliche Mißtrauen, der Sach­
verständigenrat könne sich als 
eine Instanz erweisen, auf 
welche die Verantwortung wirt­
schaftspolitischer Entscheidun­
gen abgewälzt werden würde, 
hat sich sehr bald als unbegrün­
det erwiesen.

Die wirtschaftspolitischen Ent­
scheidungsinstanzen haben sich 
im Gegenteil recht häufig so ver­
halten, als seien ihnen die Dar­
legungen des Sachverständigen­
rates wie überhaupt auch die 
Grundlagen wirtschaftlicher Ver­
nunft unzugänglich geblieben. 
Das leitet zu der zweiten Frage 
über, die ich mir gestellt habe: 
In welchem Maße hat der Sach­

452 WIRTSCHAFTSDIENST 1973/IX



ZEITGESPRXCH

verständigenrat herrschende ne­
gative Auswirl<ungen der Wirt- 
schaftspolitil< beeinflussen kön­
nen?

Generalthema Inflation

ln allen seinen Gutachten hat 
sich der Sachverständigenrat 
zum Anwalt einer Politik der 
Geldwertstabllität gemacht. Die 
Behauptung, der Kampf gegen 
die Inflation sei das General­
thema aller Gutachten des Sach­
verständigenrates, findet vermut­
lich die Zustimmung der Mit­
glieder dieses Rates. Demge­
genüber waren noch jüngst Aus­
sagen der Bundesregierung der­
art zu hören, die herrschende 
Inflation sei keine Inflation, son­
dern eine gutartige und in kei­
ner Weise beunruhigende Er­
scheinung. Es ist gar nicht so 
lange her, daß die Bundesregie­
rung auf dem Standpunkt be- 
harrte, bei der Bekämpfung des 
Inflationsübels nichts tun zu 
können, weil nicht sie, die Bun­
desregierung, sondern verschie­
dene andere Instanzen die 
Schuld trügen. Es wurde auf das 
Ausland, die Unternehmer, auf 
andere öffentliche Hände und 
manchmal gar auf die Statistiker 
hingewiesen, die angeblich un­
vermeidliche Inflationssockel 
ausweisen.

Das ist nun eine wahrhaft 
puerile Sicht, die insbesondere 
der heutige Finanzminister im­
mer wieder offenlegt, daß die 
Bundesregierung als wirtschafts­
polltische Instanz für keine wei­
tergehenden Aufgaben verant­
wortlich sei als die, selbstver­
schuldete Fehler zu korrigieren 
und selbstverschuldeten Dllem- 
masituationen zu entkommen. 
Der Zyniker mag freilich damit 
die Bundesregierung ausrei­
chend beschäftigt sehen. Dem 
aber, der viele Jahre die wirt­
schaftspolitische Verantwortung 
der Bundesrepublik Deutschland 
getragen hat, erscheint dies all- , 
zumal als ein wahrer Verstoß 
gegen Treu und Glauben gegen­

über dem Bürger, der diese 
Pflichtverletzung der Bundesre­
gierung letztlich aus seinem Ein­
kommen und Vermögen zu tra­
gen hat.

Allerdings hat es bis heute 
noch niemand dahin gebracht, 
die Bundesregierung zu über­
zeugen, daß entschiedene 
Schritte, die die Geldwertstabi­
lität wieder hersteilen könnten, 
langfristig ihr selbst wie allen 
Bürgern dienlicher wären als 
der kurzfristige, wenngleich 
auch doppelte Gewinn, den eine 
Regierung aus der Inflation zu 
ziehen vermag, indem während 
einer Inflation nicht nur das 
Steueraufkommen überpropor­
tional steigt, sondern auch die 
Last der Schulden erleichtert 
wird. Und Schulden hat diese 
Regierung in fast erdrückendem 
Maße angehäuft. Wenn aber die 
Tendenzwende in der Wirt­
schaftspolitik und der Hang, An­
sprüche über die Grenze der 
Leistungsfähigkeit unserer Wirt­
schaft hinaus zu stellen, auch 
nicht durch die -  wenngleich 
wenigen — Wirtschaftspolitiker 
gebremst werden konnte, die 
sich dem bis heute praktizierten 
Anspruchswahn zu entziehen 
vermochten, kann die Tatsache, 
daß auch der Sachverständigen­
rat in dieser Hinsicht erfolglos 
gewesen ist, kaum auf dessen 
Schuldkonten verbucht werden.

Irrweg Konzertierte Aktion

Freilich soll hier die Frage, ob 
der Sachverständigenrat immer 
die richtigen Mittel empfohlen 
hat, ob der Erfolg einer Geld­
wertstabilisierungspolitik durch 
den Einsatz anderer, durch den 
Sachverständigenrat nicht emp­
fohlener Mittel größer gewesen 
wäre, nicht abschließend ent­
schieden werden. Damit wende 
Ich mich der dritten Frage zu, die 
mir zu beantworten erforderlich 
scheint.

In den sechziger Jahren wur­
den Wurzeln für das wirtschafts­

politische Denken in der Bun­
desrepublik Deutschland erkenn­
bar, die nicht mir allein schon 
zu Beginn recht verhängnisvoll 
erschienen. Tatsächlich war es 
gerade der Sachverständigenrat, 
in dessen Gutachten zuerst, 
nämlich 1965, eine „konzertierte 
Stabilisierungsaktion“ vorge­
schlagen wurde. Ja, für einen 
solchen gesamtwirtschaftlichen 
„Rahmenpakt für Expansion und 
Stabilität“ hat sich der Sachver­
ständigenrat in den Gutachten 
der folgenden Jahre sehr beredt 
eingesetzt. Es bereitet mir eine 
fragwürdige Genugtuung, heute 
zu sehen, daß der Sachverstän­
digenrat inzwischen eine Kehrt­
wendung vollzogen hat und in 
seinen letzten Gutachten nicht 
allein die Erfolge der Konzer­
tierten Aktion skeptisch beur­
teilt, sondern offensichtlich auch 
davon überzeugt ist, daß der 
früher empfohlene Weg nicht 
der richtige gewesen ist.

Wenn ich es mir aus diesem 
Grunde auch versagen möchte, 
die Merkmale der einstigen Kon­
zeption des Sachverständigen­
rates hier eingehender zu kriti­
sieren, ist doch mindestens dar­
auf aufmerksam zu machen, 
daß der Sachverständigenrat ein , 
starker Promotor jener dubiosen 
Wirtschaftspolitik bis in die heu­
tigen Tage geworden ist. Man 
glaubt, aufgrund einer Reihe ge­
schätzter Zahlen das Produk­
tionsergebnis der kommenden 
Zeit schon im vorhinein auf ver­
schiedene Gruppen der Bevöl­
kerung verteilen zu können.

Ganz abgesehen von den üb­
licherweise gegen den Sachver­
ständigenrat erhobenen Vorwür­
fen, die die oft gewaltigen Fehl­
prognosen und dadurch mögli­
cherweise eingelelteten Fehlent­
wicklungen betreffen -  man 
braucht sich nur der Zahlen des 
letzten Sondergutachtens aus 
dem Mal dieses Jahres zu ent­
sinnen —, scheint mir der durch 
den Sachverständigenrat vulga­
risierte Begriffsrealismus, es
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gäbe „die Unterneiimen“ und 
„die Arbeitnelimer“ als Grup­
pen, die Abmachungen auf der 
Basis gesamtwirtschaftüctierPro- 
dul<tionsergebnisse treffen könn­
ten, eine iiöchst bedenkliche 
und gefährliche Vorstellung zu 
sein.

Ökonomische Realität 
und Denkmodelie

Wenn die Arbeiten des Sach­
verständigenrates auch in eini­
gen Jahren noch beachtet wer­
den — und das dürfte zu erwar­
ten sein, weil durch diese Ar­
beiten viel Verständnis für die 
modernen Instrumente zur Kon­
junktursteuerung gewonnen 
wurde - ,  könnte das Urteil doch 
auch dahin lauten, daß es ge­
rade in diesem Jahrhundert 
deutsche Ökonomen gegeben 
habe, die zu wenig zu beachten 
wußten, daß sich die ökono­
mische Realität nicht nach ihren 
vereinfachenden Denkmodellen 
richtet.

Der Klassenkampfgedanke ist 
in Deutschland, wie jedermann 
weiß, wesentlich älter als die 
Arbeit des Sachverständigenra­
tes. Tragischerweise hat aber 
der Sachverständigenrat diesen 
gesellschaftspolitischen Denkstil 
gerade in einer Zeit zu nähren 
mitgeholfen, in der die Bedro­
hung unserer Wirtschafts- und

Gesellschaftsordnung zur Ge­
wöhnung geworden war und 
nicht mehr als so erschreckend 
empfunden wurde.

Keine Wirtschaftsordnung er­
hält sich aus sich selbst heraus. 
Und keine Wirtschaftsordnung 
-  und damit auch nicht die So­
ziale Marktwirtschaft — ist etwa 
schon durch den Entschluß, sie 
zu verwirklichen, für eine un­
bestimmte Zukunft gesichert. 
Der Garant für die Erhaltung der 
Sozialen Marktwirtschaft kann 
immer nur die laufende, die täg­
liche Wirtschaftspolitik sein. Da­
mit ist aber gesagt, daß nur mit 
der auf festen Prinzipien be­
gründeten Überzeugung und nur 
mit der strikten Anwendung des 
ordnungspolitischen Instrumen­
tariums erreicht werden kann, 
daß niemals mehr die zerstöre­
rischen Kräfte, daß Beherr­
schung und Zwang, daß Utopien 
und Illusionen die wirtschaftliche 
Szenerie beherrschen.

Vielleicht ist der heute be- 
schrittene Weg anschaulich so 
zu kennzeichnen: Gesellschaft­
liche Gruppen werden vor allem 
durch produktivitätsorientiertes 
Zahlenmaterial immer wieder er­
mutigt, partielle Interessen und 
besondere Vorstellungen von 
sozialer Gerechtigkeit, von Ein­
kommenserhöhungen und Ver­
mögensverteilungen durchzuset­

zen und damit eine Anspruchs­
inflation in Gang zu halten.

Wenn gegenwärtig um die 
Verbesserung des „Gesetzes 
über die Bildung eines Sachver­
ständigenrates zur Beurteilung 
der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung“, vom 20. August 1963, 
wieder diskutiert wird, dann 
gebe ich zu bedenken: Fehler, 
die von Wissenschaftlern began­
gen werden, werden meistens 
rasch aufgedeckt. Die Wahr­
scheinlichkeit hierfür ist zumal 
dann groß, wenn die entspre­
chenden Äußerungen, wie die 
des Sachverständigenrates, der 
Öffentlichkeit zugänglich sind.

Aufgabe der Illusion
der Rechenhaftigkeit

Gerade auch weil der Sach­
verständigenrat mit hervorragen­
den Wissenschaftlern besetzt ist, 
die es mit ihrem wissenschaft­
lichen Ethos ernst nehmen und 
die ihre Haltung auch zu korri­
gieren bereit sind, wenn es der 
Stand der wissenschaftlichen 
Erkenntnis nahelegt -  nicht zu­
letzt auch weil sich diese Er­
kenntnisse in den letzten Jah­
ren zunehmend von der Illusion 
der Rechenhaftigkeit wirtschaft­
licher Vorgänge zu entfernen 
scheinen —, meine ich, daß das 
Vertrauen in den Sachverständi­
genrat heute mehr denn je ge­
rechtfertigt ist.

Jahresbezugspreis 
DM 6 0 ,-

WEILTKO N Ü U N K T U R  
D I E N ST

Der Vierteljahresbericht, der von der Konjunkturabteilung des HWWA- 
Institut für Wirtschaftsforschung-Hamburg erarbeitet wird, analysiert 
und prognostiziert die wirtschaftliche Entwicklung in den wichtigsten 
westlichen Industrienationen sowie auf den Weltrohstoffmärkten.

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H H A M B U R G
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Dem Gesetzesauftrag wurde entsprochen

Wolfgang Eichler, Köln

Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung dergesamtwirt- 

schaftlichen Entwicklung, der mit 
dem Gesetz vom 14. August 1963 
eingesetzt wurde, hat in den zehn 
Jahren seines Bestehens eine 
bedeutende Gutachten-Tätigkeit 
entfaltet, die aus dem Prozeß der 
Wirtschafts- und sozialpolitischen 
Willensbildung in der Bundes­
republik nicht mehr wegzuden­
ken ist.

dkonomisch-neutrale Basis
Die Arbeitgeberverbände ge­

hörten Ende der 50er Jahre zu 
den ersten, die die Schaffung 
eines solchen unabhängigen 
Sachverständigengremiums ge­
fordert hatten. Daher wurde von 
ihnen im Jahre 1962 die Ankündi­
gung der damaligen Bundes­
regierung nachdrücklich begrüßt, 
einen Sachverständigenrat ge­
setzlich zu institutionalisieren. 
Diese zustimmende Haltung ha­
ben die Arbeitgeber auch in 
einem Spitzengespräch im April 
1962 zwischen Repräsentanten 
der Bundesvereinigung der Deut­
schen Arbeitgeberverbände und 
des Deutschen Gewerkschafts- 
bundes bekräftigt. Während die­
ses Gesprächs zeigte sich, daß 
die Bildung eines Sachverständi­
genrates von beiden Sozialpart­
nern gutgeheißen wurde. Daher 
fühlen sich die Arbeitgeberver­
bände heute durchaus berechtigt, 
zur Frage nach der Bewährung 
dieser Institution und ihrer ge­
setzlichen Grundlage Stellung zu 
nehmen.

Nach dem Verständnis der 
Arbeitgeber sollte der Sachver­
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ständigenrat mit seinen Gutach­
ten dazu beitragen, bei allen ge- 
sellschafts- und vor allem auch 
lohnpolitischen Auseinanderset­
zungen die rationale ökono­
mische Basis zu beachten und 
den Einfluß von ideologischen 
und machtpolitischen Faktoren 
zurückzudrängen. Im Gesetz über 
die Bildung eines Sachverständi­
genrates erhalten die Gutachter 
dementsprechend den Auftrag, 
„zur Erleichterung der Urteilsbil­
dung bei allen wirtschaftspolitisch 
verantwortlichen Instanzen sowie 
in deröffentlichkeit“ beizutragen. 
Zweifellos haben die bisher vor­
gelegten Jahres- und Sondergut­
achten des Rates diesem Geset­
zesziel in vielfältiger Weise ent­
sprochen. Dies gilt besonders für 
die in den Gutachten enthaltenen 
detaillierten Analysen der jewei­
ligen konjunkturellen Entwick­
lung sowie für die eingehenden 
Darstellungen über die aktuellen 
Fehlentwicklungen bei den wirt­
schaftspolitischen Zielen. Daß 
solche Untersuchungen für die 
am Wirtschaftsprozeß beteiligten 
Gruppen und hierbei auch für den 
Staat zum Teil unbequeme Festr 
S t e l lu n g e n  e n t h a l t e n ,  war nicht 
nur von vornherein zu enwarten, 
sondern ist im Grunde unum­
gänglich, wenn die Gutachter 
ihrem Gesetzesauftrag gerecht 
werden wollen und „Fehlentwick­
lungen und Möglichkeiten zu 
deren Vermeidung oder deren 
Beseitigung aufzeigen“ .

Entscheidender ist, daß sich 
der Rat bei seiner gutachter­
lichen Auseinandersetzung mit

dem jeweiligen Gruppenverhalten 
nicht auf die Aneinanderreihung 
von statistischen Tatsachenfest­
stellungen beschränkt hat, son­
dern zugleich die vorhandenen 
ökonomischen Kausal- und Sach­
zusammenhänge aufgedeckt und 
mögliche Wege zur Überwindung 
wirtschaftspolitischer Gefahren­
momente aufgezeigt hat. Wenn 
das Ziel einer gleichgewichtigen 
Wirtschaftsentwicklung in den 
letzten Jahren dennoch immer 
weniger erreicht wurde, kann dies 
keinesfalls dem Sachverständi­
genrat angelastet werden. Denn 
die Gründe für die Fehlentwick­
lungen sind nicht in den von den 
Gutachtern angebotenen Strate­
gien zu suchen, sondern in den 
unterschiedlichsten ökonomi­
schen und außerökonomischen 
Ursachen.

Analyse 
grundsätzlEclier Probleme

Gleichwohl kann der Sachver­
ständigenrat eine Reihe gewich­
tiger Erfolge verbuchen. Ohne 
Zweifel ist es auf seine gutachter­
liche Tätigkeit zurückzuführen, 
daß heute die Bedeutung außen­
wirtschaftlicher und währungs­
politischer Einflüsse für die inlän­
dische Wirtschaftsentwicklung 
schärfer gesehen wird als noch 
zu Beginn der 60er Jahre. Seine 
wiederholten Hinweise auf die 
möglichen Konfliktsituationen, 
die sich bei festen Wechselkursen 
für das Ziel der Geldwertstabili­
tät ergeben können, haben in 
allen Gruppen Denkanstöße aus­
gelöst, die zu einer bewegliche­
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ren Haltung in der Frage der 
Währungs- und Wechselkurspoli­
tik führten.

Von außerordentlicher Rele­
vanz waren auch die Ausführun­
gen des Rates zur Einkommens­
politik. Die Gutachter haben mit 
dem Konzept der kostenniveau­
neutralen Lohnpolitik einen über­
zeugenden Orientierungsrahmen 
für die Lohnpolitik entwickelt und 
zugleich den Nachweis erbracht, 
daß alle Versuche, die Einkom­
mensverteilung durch Ausnut­
zung von Marktmacht im Wege 
einer expansiven Nominallohn­
politik zu verändern, funktionslos 
sind und sich lediglich destabili­
sierend für Konjunktur und Preis­
niveau auswirken. Zugleich wurde 
von den Gutachtern mit der Kon­
zertierten Aktion ein Weg aufge­
zeigt, wie das Problem des Ab­
stimmungsprozesses zwischen 
der Einkommenspolitik und der 
Wirtschaftspolitik in einem markt­
wirtschaftlichen System gelöst 
werden kann, ohne daß dabei 
Einbußen bei der Tarifautonomie 
in Kauf genommen werden müs­
sen. Auch wenn die Ergebnisse 
der Konzertierten Aktion in den 
letzten Jahren von der Öffent­
lichkeit als unbefriedigend emp­
funden wurden, behält dieser 
Vorschlag des Rates dennoch 
seine grundsätzliche Gültigkeit.

Wünschenswerte Erläuterungen

Andererseits hätten sich die 
Arbeitgeber bei einigen Themen­
bereichen eine noch intensivere 
Behandlung in den Gutachten 
gewünscht. Dies war zum Bei­
spiel in dem Jahresgutachten 
1965 der Fall, als der Rat die Aus­
wirkungen von Arbeitszeitver­
kürzungen auf das reale Wirt­
schaftswachstum ansprach und 
dabei vor „übertriebenen, for­
cierten Arbeitszeitverkürzungen“ 
warnte, ohne dies jedoch zu prä­
zisieren und die quantitative Be­
deutung von Arbeitszeitverkür­
zungen für das Wachstum zu 
untersuchen.

Ein anderes Beispiel wäre aus 
dem Jahresgutachten 1972 zu 
erwähnen. Der Rat kommt bei 
seiner Analyse der Einkommens­
verteilung seit 1959 zu dem 
Ergebnis, daß sich die reale Ein­
kommensposition der Arbeitneh­
mer im Vergleich zum realen 
Wirtschaftswachstum über die 
letzten drei Konjunkturzyklen 
hinweg ansehnlich verbessert 
hat, was eine Folge der zuneh­
menden Knappheit des Faktors 
Arbeit gewesen sei. Demgegen­
über konstatieren die Gutachter 
für den gleichen Zeitraum eine 
relative Konstanz der bereinigten 
volkswirtschaftlichen Lohnquote. 
Es wäre wünschenswert gewe­
sen, wenn der Rat die Ursachen 
dieser ungleichen Ergebnisse 
durch weitere statistische oder 
methodisch-analytische Bemü­
hungen zu erklären versucht 
hätte.

Realitätsnahe Gutachten

Aufgrund der positiven Erfah­
rungen mit dem Sachverständi­
genratgesetz sehen die Arbeit­
geber keinen Anlaß zu einer 
grundlegenden Gesetzeskorrek­
tur. Von einigen Kritikern wurde 
früher befürchtet, daß der ge­
setzliche Auftrag des Rates, zu 
untersuchen, „wie im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ord­
nung gleichzeitig Stabilität des 
Preisniveaus, hoher Beschäfti­
gungsstand und außenwirtschaft­
liches Gleichgewicht bei stetigem 
und angemessenem Wachstum 
gewährleistet werden können“ , 
dazu führen werde, daß die Gut­
achtersich aufgrund dieser engen 
Zielvorgabe in den Elfenbeinturm 
der Wissenschaft zurückziehen 
und die Gutachten einen zu hohen 
Abstraktionsgrad ohne Bezug zur 
Realität aufweisen könnten..

Diese Befürchtung hat sich — 
abgesehen von wenigen Ausnah­
men — nicht bestätigt. Als eine 
solche Ausnahme kann heute die 
Tatsache angesehen werden, daß 
der Rat in seinem ersten Jahres­
gutachten 1964 sein Plädoyer für

flexiblere Wechselkurse mit dem 
Hinweis unterstrich, daß der 
Sachverständigenrat einem Ge­
setz unterworfen sei, „in dem 
Integration bei festen Wechsel­
kursen nicht als Ziel genannt ist, 
wohl aber die Stabilität des Preis­
niveaus, die im Rahmen eines 
Systems fester Wechselkurse er­
fahrungsgemäß gefährdet ist“ . 
Die nachfolgenden Gutachten 
zeigen jedoch, daß der Sachver­
ständigenrat trotz der engen ge­
setzlichen Zielvorgabe sich nicht 
gehindert sah, auch solche wirt­
schafts- und sozialpolitischen 
Ziele in seine Überlegungen ein­
zubeziehen, die zwar im Gesetz 
nicht ausdrücklich erwähnt sind, 
die aber in der politischen Wirk­
lichkeit eine unübersehbare Rolle 
spielen.

Neben dem Ziel der euro­
päischen und weltwirtschaftlichen 
Integration gilt dies zum Beispiel 
auch für Fragen der Einkom­
mensverteilung. In seinem jüng­
sten Gutachten 1972 heißt es: 
„Der Sachverständigenrat hat als 
gegeben zu nehmen, daß Ein­
kommensumverteilung als ein 
selbständiges gesellschaftspoli­
tisches Ziel von allen Beteiligten 
anerkannt wird.“ Und für seine 
Ausführungen zur mittelfristigen 
Finanzplanung sowie zur Frage 
einer Erhöhung der Staatsquote 
gibt der Rat 1970 u.a. folgende 
Begründung; „In der Bundes­
republik ist das Bewußtsein da­
für gewachsen, daß in den zu­
rückliegenden Jahren wichtige 
Staatsausgaben hintan geraten 
sind und daß der Bedarf an be­
stimmten Leistungen, die der 
Staat erbringt, mit wachsendem 
Wohlstand rascher zunimmt als 
die privatwirtschaftlich zu dek- 
kende Nachfrage.“ Unabhängig 
davon, ob diese Begründungen 
völlig zwingend sind, zeigen die 
Beispiele jedoch, daß der Rat die 
sich aus aktuellen wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Ent­
wicklungsprozessen ergebenden 
Fragestellungen aufgreifen konn­
te, ohne dabei mit seinem Geset­
zesauftrag in unüberbrückbaren 
Konflikt zu geraten.
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Anders ist die Gesetzesbestim- 
■nung zu beurteilen, wonacii der 
Flat zwar Mögiichl<eiten zur Ver- 
Tieidung von Felilentwicl^lungen 
aufzeigen soll, „jedoch keine 
Empfelilungen für bestimmte 
wirtsciiafts- und sozialpolitische 
Maßnahmen aussprechen“ darf. 
Dieses Empfehlungsverbot konn­
te der Rat bisher — formal gese­
hen — mittels kunstvoller Formu­
lierungen einhalten. Faktisch hat­
ten seine Darstellungen über 
alternative wirtschaftspolitische 
Strategien, zu deren Erarbeitung 
er im Gesetz ausdrücklich aufge­
fordert wird, jedoch fast immer 
empfehlenden Charakter, so daß 
es nicht verwundert, daß die 
Überlegungen des Rates in der 
Regel von der Öffentlichkeit auch 
in diesem Sinne verstanden wur­

den. Das Empfehlungsverbot, ge­
gen das sich die Arbeitgeber 
schon bei den Gesetzesberatun­
gen 1962/63 ausgesprochen hat­
ten, sollte daher aufgehoben 
werden.

Stärke durch Unabhängigkeit

Unbedingt festzuhalten ist an 
der Unabhängigkeit des Sachver­
ständigenrates. Denn gerade 
hierin liegt die Stärke des Rates 
und die Chance, daß seine Gut­
achten bei allen Gruppen Gehör 
finden und nicht als interessen­
gebundene Aussagen abqualifi­
ziert werden können. Ein Gut­
achtergremium, das — wie in an­
deren Ländern der westlichen 
Welt — als Beratungsinstrument 
entweder der Regierung oder des 
Parlaments dient und von diesen

berufen wird, dürfte in keinem 
Fall in solchem Maße zur Ver­
sachlichung beitragen können, 
sondern würde immer Gefahr 
laufen, in den Verdacht der Par­
teilichkeit zu geraten.

Außerdem sind in der Bundes­
republik mit den zahlreichen wis­
senschaftlichen Beiräten und 
den Beraterstäben in den Mini- 
sterialbürokratien bereits genü­
gend Gremien vorhanden, die 
dem berechtigten Wunsch der 
Regierung nach spezifischer Be­
ratung entgegenkommen. Ein 
wissenschaftliches Gutachtergre­
mium, das die Entscheidungs­
prozesse aller Gruppen in Rich­
tung auf mehr Rationalität lenken 
soll, bedarf der völligen Unab­
hängigkeit, wie sie beim Sach­
verständigenrat gegeben ist.

Die politische Wirkung blieb aus

Rudolf Henschei, Düsseldorf

Nach lOjähriger Tätigkeit des 
Sachverständigenrats ist es 

an der Zeit darüber nachzuden­
ken, ob die Hoffnungen, die 
einst an die Bildung dieses Gre­
miums geknüpft waren, tatsäch­
lich in Erfüllung gingen oder in­
wieweit sie unerfüllt blieben, 
vielleicht auch bleiben mußten. 
Allerdings waren die Hoffnun­
gen der verschiedenen Gruppen 
ziemlich unterschiedlich und der 
Auftrag mehr formaler Art. Des­
halb dürfte es zweckmäßig sein, 
an den Anfang derartiger Über­
legungen zu stellen, was für 
eine Zielsetzung man dem Sach­
verständigenrat unterstellt.

Vielzahl von Sachverständigen

ökonomischer Sachverstand 
war auch schon vor 10 Jahren 
nicht nur ausreichend vorhan­
den, sondern auch vielfältig or-

ganisiert. Zur Beratung der Re­
gierung gab und gibt es wissen­
schaftliche Beiräte, die in bezug 
auf den von ihren Mitgliedern 
erhofften Sachverstand dem
Sachverständigenrat in nichts 
nachstehen dürften. Die Analyse 
konjunktureller Abläufe und son­
stiger Entwicklungsphänomene 
oblag und obliegt den verschie­
denen, ebenfalls unabhängigen 
Forschungsinstituten, die zumin­
dest auf diesem Gebiet einen 
größeren und ausgebauteren 
Apparat besitzen. Das statisti­
sche Grundmaterial, das prak­
tisch allen wirtschaftlichen Ur­
teilen in der Bundesrepublik zu­
grunde liegt, wurde und wird in 
unveränderter Form vom Stati­
stischen Bundesamt erstellt, und 
der wichtigste in diesen 10 Jah­
ren vom Sachverständigenrat 
angeregte Vorschlag zur besse­
ren statistischen Durchleuchtung

der Selbständigen- und Unter­
nehmereinkommen scheiterte im 
übrigen am Einspruch der 
Bundesländer. Wissenschaftliche 
Fachtagungen, auf denen wirt­
schaftstheoretische und stati­
stisch-technische Probleme von 
einer Vielzahl von Fachleuten 
diskutiert werden können, hat 
es vorher und nachher gegeben. 
Die wirtschaftspolitischen Fach­
abteilungen der verschiedenen 
Organisationen waren vor 10 
Jahren in aller Regel ebenso 
gut besetzt wie heute.

Von ihrer Ausbildung her be­
fähigte Sachverständige mit dem 
Auftrag, ökonomische Tatbe­
stände zu durchleuchten und zu 
analysieren, gab es also genü­
gend. Sie wurden durch den 
Sachverständigenrat nicht ver­
mehrt; sein Auftrag mußte daher 

. besonderer Art sein.
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Ein Tatbestand mußte aller­
dings die Politil<er irritieren. 
Die IVieinung der verschiedenen 
Sachverständigen war außeror­
dentlich unterschiedlich. Die 
Schlußfolgerungen, die aus den 
einheitlich vorliegenden statisti­
schen Unterlagen gezogen wur­
den, waren ebenso verschieden 
wie die Vorschläge zur Lösung 
bestimmter wirtschaftspolitischer 
Probleme. Vor allem aber waren, 
die in der Öffentlichkeit vorge­
tragenen Forderungen der Ar­
beitnehmer und Unternehmer 
nicht nur gegensätzlich, sondern 
sie wurden auch mit gegensätz­
lichen Auffassungen begründet. 
In vielen Punkten wich die öf­
fentliche Meinung von dem ab, 
was in den Schulwissenschaften 
sogar einheitlich beurteilt wurde.

Eine spezifisch ökonomische 
Aufklärung der Öffentlichkeit 
schien erforderlich, damit als 
notwendig erkannte wirtschafts­
politische Entscheidungen des 
Staates nicht aus politischer 
Rücksichtnahme auf eine falsch 
orientierte Öffentlichkeit unter­
blieben oder aus Rücksicht auf 
eine falsche Mehrheitsmeinung 
sogar falsche politische Ent­
scheidungen getroffen wurden.

Wirtschaftliche Aufklärung

Da unser gesellschaftliches 
Ordnungssystem außerdem auto­
nome Entscheidungsspielräume 
für die einzelnen sozialen Grup­
pen einschließt, stellte sich bei 
einer gezielten Wirtschaftspoli­
tik der Regierung die Frage, in­
wieweit nicht die Regierungs­
entscheidungen durch ein ge­

gensätzliches Verhalten dieser 
Gruppen beeinträchtigt werden. 
Ein derartig gegensätzliches Ver­
halten muß zum Schaden aller 
die wirtschaftlichö Effizienz der 
Politik mindern und soziale Mög­
lichkeiten ungenutzt lassen.

Da ein derartiges Nichtaus- 
schöpfen wirtschaftlicher und 
sozialer Möglichkeiten im Inter­
esse keiner Gruppe liegt, lag es 
nahe, durch Aufklärung über die 
wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhänge und über die 
Rückwirkung bestimmter Ver­
haltensweisen das Verhalten 
dieser Gruppen ohne Beein­
trächtigung ihrer Autonomie zu 
koordinieren. Der in dieser Fas­
sung allerdings in keinem Para­
graphen des Gesetzes zur Bil­
dung des Sachverständigenrats 
formulierte Auftrag lautete dem­
gemäß: „Erhöhung der ökono­
mischen Effizienz der Wirt­
schaftspolitik der Regierung 
durch wirtschaftliche Aufklärung 
der Öffentlichkeit.“

Ziele der Wirtschaftspolitik

Dazu muß heute festgestellt 
werden, daß die Effizienz der 
Wirtschaftspolitik damals vor 
allem darin gesehen wurde, daß 
mehr Preisstabilität mit gerin­
geren Stabilisierungskrisen er­
reicht wird. Die als gleichrangig 
bezeichneten, aber stets nach 
der Preisstabilisierung aufge­
zählten anderen Ziele der Wirt­
schaftspolitik sollten dadurch 
Erfüllung finden, daß mehr 
Preisstabilität mit geringeren 
Stabilisierungsverlusten automa­
tisch eine größere Beschäfti­

gungssicherung und eine gerin­
gere Gefahr für unsere Ausfuhr 
beinhaltet und ein derartig we­
niger gestörter Wirtschaftsablauf 
mehr Wachstum bringt.

Alle Bemühungen um Verhal­
tensabstimmung und globale 
Entwicklungssteuerung zielten 
auf die Erreichung eines mög­
lichst störungsfreien Wachstums 
des Sozialprodukts, dessen In­
halt allerdings allein durch die 
Marktkräfte bestimmt werden 
sollte. Das beste Wachstum war 
das störungsfreieste Wachstum, 
und die beste Lohnpolitik war 
demgemäß diejenige, die dieses 
Wachstum am wenigsten störte. 
Dieses Konzept fand seine kon­
sequente Fortsetzung in dem 
vier Jahre später verabschiede­
ten Stabilitätsgesetz und der er­
weiterten Informationspflicht der 
Regierung sowie der Konzertier­
ten Aktion als Instituierung des 
schon vom Sachverständigenrat 
angeregten Interessenclearings.

Allgemeingüitige Einsichten

Man muß dem Sachverständi­
genrat bescheinigen, daß er die­
sen Aufklärungsauftrag vom 
ersten Jahr an mit großer Auf­
richtigkeit, großem Ernst und 
bewundernswertem Arbeitsein­
satz erfüllte. Viele ökonomische 
Sachzwänge, an denen vor 10 
Jahren noch vorbeidiskutiert 
wurde, gehören heute zum all­
gemeinen Erkenntnisstand. Dies 
gilt für die heute allgemeine Ab­
lehnung der einfachen Lohnpro­
duktivitätsformel ebenso wie für 
die Einsicht in die notwendige 
Ergänzung nationaler Stabili-
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tätsbemühungen durch außen­
wirtschaftliche Absicherungen. 
Serade diese Einsichten sind in­
folge der mit ihnen sichtbar ge­
wordenen politischen Interes­
senkonflikte auf den größten 
Widerstand gestoßen.

Daß heute fast jedermann 
weiß, daß Preissteigerungen 
nicht unbedingt die Folge ge­
stiegener Löhne sind und daß 
mehr Stabilität als bei den an­
deren nur erreichbar ist, wenn 
man die Wechselkurse der eige­
nen Währung erhöht oder frei­
gibt und daß der, dem dieser 
Preis zu hoch erscheint, eben 
mit mehr Inflation leben muß, ist 
ein Erfolg, der nur durch die 
hartnäckige, immer wiederkeh­
rende Wiederholung dieses The­
mas durch den Sachverständi­
genrat erreicht werden konnte. 
Wer heute in der politischen 
Auseinandersetzung noch so pri­
mitiv argumentiert wie vor 10 
Jahren, macht sich unglaub­
würdig.

Unerfüllte Zielvorstellungen

Aber die volkswirtschaftliche 
Aufklärung war kein Selbst­
zweck, sondern sie sollte die 
Effizienz der deutschen Wirt­
schaftspolitik stärken; sie sollte 
die wirtschaftliche Entwicklung 
stabilisieren. Nur an diesem Ziel 
kann man letztlich die Tätigkeit 
des Sachverständigenrats mes­
sen. An diesem Ziel gemessen 
ist der Erfolg dieses Rates aller­
dings gleich Null.
□  Die verteilungspolitischen 
Auseinandersetzungen wurden 
nicht schwächer, sondern haben 
sich verstärkt. Spontane Arbeits­
niederlegungen großen Aus­
maßes außerhalb der regulären 
Arbeitskämpfe sind erstmals in­
nerhalb dieser 10 Jahre aufge­
treten, und eine Wiederholung 
ist gerade in der nächsten Zeit 
nicht auszuschließen.
□  Die konjunkturellen Schwan­
kungen haben sich in diesen 10 
Jahren ebenfalls nicht verrin­
gert, sondern deutlich verstärkt. 
Die erste Nachkriegswirtschafts­

krise der Bundesrepublik fiel 
in diesem Zeitraum.
□  Man muß schließlich feststel­
len,, daß die Preissteigerungs­
raten in der Bundesrepublik sich 
in diesen 10 Jahren drastisch 
verstärkt haben. Dies gilt nicht 
nur für die konjunkturbeeinfluß­
ten Preisschwankungen, son­
dern ganz besonders auch für 
den von Konjunkturschwankun­
gen bereinigten Inflationssockel. 
Diese konjunkturunabhängige 
Teuerungsrate lag vor 10 Jah­
ren noch bei etwa 2,5% und hat 
sich inzwischen auf das Dop­
pelte erhöht; sie stieg vor allem 
in den. letzten Jahren überpro­
portional an und dürfte nicht zu­
letzt die Ursache für eine Reihe 
anderer wirtschaftlicher Fehl­
entwicklungen gewesen sein.

Politische Wirkungslosigkeit

Es wäre sicherlich falsch, 
diese Fehlentwicklungen einfach 
dem Sachverständigenrat zuzu­
schieben. Unbestritten aber ist 
die Tatsache, daß sein Wirken 
diese Entwicklung nicht verhin­
dert hat. Gegen seine Absicht 
hat sich sogar das allgemeine 
Unbehagen an einem nur kom­
merziell orientierten Wachstums­
prozeß ohne Rücksicht auf Um­
welt und gesellschaftliche Struk­
turen gesteigert. Der mit dem 
Bemühen um eine effizientere 
Wirtschaftspolitik verbundene 
Auftrag, die marktwirtschaftliche 
Ordnung durch Vermeidung von 
Fehlentwicklungen zu stabilisie­
ren, konnte nicht erfüllt werden. 
Diese Ordnung ist heute nach 10 
Jahren sachverständiger Aufklä­
rungsarbeit infolge der immer 
sichtbarer gewordenen Wider­
sprüche und Entwicklungsfehler 
mehr als jemals zuvor in Frage 
gestellt.

Die politische Wirkungslosig­
keit dieser 10jährigen Aufklä­
rungsarbeit ist sicherlich kein 
Argument gegen die politische 
Aufklärung an sich. Die Wir­
kungslosigkeit dieser Tätigkeit 
des Sachverständigenrats muß 
daher mit dem konkreten wirt­
schaftspolitischen Auftrag Zu­

sammenhängen. Die Vermei­
dung von Wachstumsstörungen 
allein durch globale Beeinflus­
sung der Angebots-ZNachfrage- 
relationen ist im Rahmen einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung 
ein unlösbarer Auftrag, wenn 
man ihn so versteht, daß damit 
die Fragen nach den konkreten 
Wachstumszielen, also nach der 
Qualität des Wachstums, und 
nach den konkreten Verteilungs­
zielen im Sinne der Herstellung 
gerechterer und von der Masse 
der Bevölkerung als zufrieden­
stellender empfundener Sozial­
strukturen ausgeklammert blei­
ben.

Zu enger Auftrag

Die Ursachen der statistisch 
festgestellten Marktspannungen 
bleiben damit unerforscht. So 
bleibt auch die Frage unbeant­
wortet, ob denn überhaupt die 
bestehende Marktwirtschaft so 
funktioniert, wie es die Theorie 
der kostenniveauneutralen Lohn­
entwicklung und der globalen 
Nachfragesteuerung unterstellt. 
Die Frage, ob nicht gerade die 
vom theoretischen Modell ab­
weichenden Verhaltensweisen 
der Unternehmen jene Einkom­
mensverzerrungen bewirken, die 
ihrerseits das Verhalten der Ar­
beitnehmer beeinflussen, wurde 
überhaupt nicht gestellt.

Aber sind Preissteigerungen 
wirklich nur die Folge einer 
überhöhten Nachfrage, oder ist 
die ausgewiesene Nachfrage­
überhöhung nicht vielleicht die 
Folge von Preissteigerungen, 
die ihre Ursachen in nicht markt­
konformen Verhaltensweisen der 
Unternehmer haben? Auch der 
Sachverständigenrat ist in sei­
nen Gutachten auf derartige 
Probleme gestoßen, aber er hat 
diese Frage niemals zum Ge­
genstand wirtschaftspolitischer 
Überlegungen gemacht. So darf 
man heute wohl feststellen, daß 
diese umfassende und so hoff­
nungsvoll begonnene Aufklä­
rungsarbeit offensichtlich an der 
zu engen Begrenzung ihres Auf­
trags scheiterte.
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